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Kleine Anfrage 2257 
 
des Abgeordneten Kai Schmalenbach   PIRATEN 
 
 
 
Berechnung der Rückstellungen für die Stilllegung der Urananreicherungsanlage 
Gronau und die Entsorgung des dort anfallenden Uranmülls 
 
 
 
Die URENCO Deutschland GmbH betreibt als 100-prozentiges Tochterunternehmen der 
URENCO Ltd. im westfälischen Gronau die bundesweit einzige Urananreicherungsanlage. 
Für die von der Landesregierung angepeilte Stilllegung dieser Atomanlage sowie für die Ent-
sorgung der Atomanlage inklusive des als Atommüll anfallenden abgereicherten Uranhexaf-
luorids muss die URENCO Deutschland GmbH Rückstellungen bilden. 
 
In Bundestags-Drucksache 17/14341 vom 8. Juli 2013 teilte die Bundesregierung als Antwort 
auf eine Kleine Anfrage mit, dass die URENCO Deutschland GmbH bis 2012 insgesamt 109 
027 367 € Rückstellungen für die Entsorgung des Atommülls und sowie 27 083 779 € für die 
Stilllegung der Urananreicherungsanlage Gronau gebildet hat (vgl. Antwort zu Frage 11). 
 
Interessant bei diesen Angaben ist, dass bis 2009 die Höhe der Entsorgungsrückstellungen 
nur langsam bis auf ca. 30 Mio. € anstiegen, seither aber ein deutlicher Anstieg zu verzeich-
nen ist. Andererseits sind die Rückstellungen für die Stilllegung der Urananreicherungsanla-
ge von ihrem Höchststand 2008 von ca. 34 Mio. € sogar leicht rückläufig. 
 
Zudem stellte die Bundesregierung als Antwort zu Frage 13 fest: „Die Rückstellungen wer-
den aus Erfahrungswerten anderer Anlagen und standortbezogenen Kostenannahmen in 
Rechenmodellen mit angenommenen Zeitplänen ermittelt. Sie decken die Entsorgung der 
zum Jahresende vorhandenen Mengen an abgereichertem Uran, die Kosten der Stilllegung 
und die Kosten der Endlagerung der radioaktiven Abfälle aus Betrieb und Stilllegung der 
Urananreicherungsanlage Gronau ab.“ 
 
Auf die Frage, wie sichergestellt sei, dass die Höhe der Rückstellungen den Kosten für die 
Stilllegung und Entsorgung entspricht (Frage 14), teilt die Bundesregierung mit: „Die gebilde-
ten Rückstellungen müssen jährlich von einem Abschlussprüfer bestätigt und der atomrecht-
lichen Aufsichtsbehörde nachgewiesen werden.“  
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Die Frage der Rückstellungen fällt also in den Kompetenzbereich der Landesregierung als 
atomrechtliche Aufsichtsbehörde. Aus dieser Antwort der Bundesregierung geht allerdings 
z. B. nicht hervor, wer diesen „Abschlussprüfer“ bestellt und welchen konkreten Status er 
hat. 
 
 
Vor diesem Hintergrund frage ich die Landesregierung: 
 
1. Wie hoch sind die Rückstellungen der URENCO Deutschland GmbH für die Stilllegung 

und Entsorgung der Urananreicherungsanlage Gronau in 2013 und 2014? 
 
2. Wodurch erklärt sich die rückläufige Höhe der Stilllegungs-Rückstellungen? 
 
3. Wodurch erklärt sich die seit 2009 stark ansteigende Höhe der Entsorgungs-

Rückstellungen? 
 
4. Wer berechnet konkret die Höhe der jeweils für die URENCO Deutschland GmbH ver-

anschlagten Rückstellungen? 
 
5. In wessen Auftrag arbeitet der von der Bundesregierung erwähnte „Abschlussprüfer“, 

der die Höhe der gebildeten Rückstellungen jährlich bestätigt? 
 
 
 
Kai Schmalenbach 
 
 


